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Einleitung
1998 veröffentlichte das Ministerium für 
Frauen, Jugend, Familie und Gesundheit 
NRW (MFJFG NRW) erstmals den „Entwurf 
einer empfehlenden Richtlinie für die Kran-
ken- und Kinderkrankenpflegeausbildung“, 
der sich von herkömmlichen Lehrplänen 
durch eine ausgeprägte Kompetenzorien-
tierung und fächerintegrative Strukturierung 
unterschied. Dieser Entwurf wurde anschlie-
ßend im Rahmen eines Modellprojekts mit 
30 Krankenpflege- und Kinderkrankenpfle-
geschulen „mit sehr gutem Erfolg erprobt“ 
(MGSFF NRW 2003, Vorwort). In modifi-
zierter Form wurde er dann als „Ausbildungs-
richtlinie“ für alle staatlich anerkannten Kran-
ken- und Kinderkrankenpflegeschulen ab 
1.1.2004 verbindlich vorgeschrieben.
Im selben Jahr startete das Ministerium eine 
weitere Initiative, nach der für die Hebam-
men-, Logopädie- und Physiotherapieausbil-
dungen ebenfalls Ausbildungsrichtlinien er-
arbeitet werden sollten, die sich an der be-
rufspädagogisch-didaktischen Grundstruktur 

Gemeinsamkeiten in den pflege-  
und gesundheitsberuflichen Ausbil-
dungen in Nordrhein-Westfalen 
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der vorliegenden Pflege-Richtlinie orientie-
ren. 2005 lagen für diese drei Ausbildungs-
richtungen dann ebenfalls „empfehlende 
Richtlinien“ (MAGS NRW, 2005) vor, deren 
modellhafte Erprobung im Jahr 2006 begon-
nen hat.
Nachdem nun alle Richtlinien fertiggestellt 
sind, ist dies Anlass, sie gezielt im Blick auf 
Gemeinsamkeiten zu sichten. Das Resultat 
dieser Analyse sei hier bereits zusammenge-
fasst: Die Schnittmengen aller vier Konzepte 
sind größer als erwartet, womit sich die The-
se einer „gemeinsamen Didaktik Pflege/The-
rapie“, wie sie jüngst von Unger et al. (2006, 
S. 2 ff.) formuliert wurde, stützen lässt. Die 
Gemeinsamkeiten der Richtlinien sollen im 
Folgenden vorgestellt werden. 

Formaler Aufbau 
Vom pädagogischen Genre her lassen sich 
die vier Ausbildungsrichtlinien der Katego-
rie „Lehrplan“ zuordnen. Zu den typischen 
Merkmalen staatlicher Lehrpläne gehört, 
dass sie länderabhängige Spezifika aufwei-
sen. Über diesen föderalistischen Pluralismus 
hinaus gibt es jedoch einen Minimalkonsens, 
nach dem ein Lehrplan sich aus folgenden 
Elementen aufbauen soll (vgl. Hacker, 1998, 
S. 972 f.; Peterßen, 2000, S. 216):

1.	 Eine Vorbemerkung zum Verständnis des 
Bildungsganges sowie zu didaktischen 
Überlegungen

2.	 Zeitangaben (in der Regel Stundenemp-
fehlungen)

3.	 Lerninhalte
4.	 Lernziele
5.	 Methodische Hinweise
6.	 Hinweise zu Lern- und Leistungskontrol-

len (auf einer eher abstrakten Ebene, also 
keine konkreten Prüfungsfragen)

Diese sechs Konstruktionsmerkmale werden 
von allen vier Ausbildungsrichtlinien erfüllt, 
die diesbezüglich eine identische Strukturie-
rung aufweisen. Darüber hinaus enthalten 
alle Richtlinien Hinweise zur Verbindung von 
theoretischer und praktischer Ausbildung so-
wie Nutzerempfehlungen.
Typisch für Lehrpläne im bundesdeutschen 
Bildungsbereich ist des Weiteren, dass sie von 
den Kultusministerien der Länder herausge-
geben werden. Das trifft in unserem Fall nicht 
zu – Herausgeber ist das Gesundheitsministe-
rium NRW. Dies ist auf die bildungspolitische 
Sondersituation zurückzuführen, die die hier 
angesprochenen Pflege- und Gesundheitsbe-
rufe mit rund 20 weiteren Berufen des Ge-
sundheitswesens (vgl. BMBF, 2005, S. 149 f.) 
teilen. Ihre Ausbildung erfolgt nicht im Rah-

Der Beitrag ist eine Kurzfassung. Der Orginalbeitrag 
mit dem Titel „Gemeinsamkeiten in den pflege- und 
gesundheitsberuflen Ausbildungen – Ein Vergleich der 
Ausbildungsrichtlinien für Kranken-, Kinderkranken-
pflege-, Hebammen-, Logopädie- und Physiotherapie-
schulen in Nordrhein-Westfalen steht zum Download 
auf der Website des dbl: www.dbl-ev.de
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men des in Deutschland sonst üblichen du-
alen Berufsbildungssystems. Das bedeutet 
unter anderem, dass der Ort des schulischen 
Lernens nicht die Berufsschule ist, sondern 
„Schulen des Gesundheitswesens“, für die 
andere ministerielle Zuständigkeiten, Gesetze 
und Regelungen gelten. Von herausragender 
Bedeutung in unserem Kontext ist, dass die 
für die (Rahmen-)Lehrplangestaltung des be-
rufsschulischen Unterrichts seit 1996 maß-
geblichen Handreichungen der Kultusminis-
terkonferenz (KMK, 2006) zum „Lernfeldan-
satz“ für die Schulen des Gesundheitswesens 
nicht verbindlich sind.
Regulierend wirken hier stattdessen die ein-
schlägigen bundesrechtlichen Berufszulas-
sungsgesetze mit ihren Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnungen. Und diese zeich-
nen im Blick auf den fächerintegrativen Lern-
feldansatz der KMK folgendes Bild: Die Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnungen für 
Logopäden (LogAPrO von 1980), für Heb-
ammen/Entbindungspfleger (HebAPrV von 
1987) und für Physiotherapeuten (PhysTh-
APrV von 1994) stehen mit ihren streng nach 
Unterrichtsfächern systematisierten Vorga-
ben in klarem Kontrast zu ihm. Die jüngst no-
vellierte Ausbildungs- und Prüfungsverord-
nung für die Berufe in der Krankenpflege 
(KrPflAPrV von 2003) lässt mit ihren fächer-
integrativen Themenbereichen eine deutliche 
Nähe zum KMK-Lernfeldansatz erkennen, 
steht jedoch mit ihrer Forderung, den Unter-
richt disziplinorientierten „Wissensgrundla-
gen“ zuzuordnen, auch in gewisser Distanz 
zu ihm.
Grundlegender Anspruch aller vier Ausbil-
dungsrichtlinien ist es, einerseits – in Anleh-
nung an die KMK-Lernfeldstruktur – fächerin-
tegrativ aufgebaut zu sein, andererseits den 
geltenden Bundesgesetzen (Logopädenge-
setz 1980, HebG 1985, MPhG 1994, KrPflG 
2003) und ihren Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnungen Rechnung zu tragen. Diesem 
Anspruch ist durchgängig wie folgt nachge-
kommen worden: Alle Ausbildungsrichtlinien 
sind nach fächerintegrativen Lernbereichen 
und Lerneinheiten aufgebaut. Zum Ende je-
der Lerneinheit findet sich ein Hinweis auf 
die Fach-Stundenzuordnung gemäß Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung. Des Wei-
teren enthält jede Richtlinie einen Anhang, in 
dem ein zusammenfassender Überblick über 
die Zuordnung der Lerneinheiten zur Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung gegeben 
wird.

Gemeinsam ist allen vier Ausbildungsrichtli-
nien darüber hinaus, dass sie im Unterschied 
zu den KMK-Vorgaben …

	 nicht vorschreiben, zu welchem Zeit-
punkt/Ausbildungsjahr welche Lernein-
heit zu unterrichten ist;

	 nicht davon ausgehen, dass die Stunden-
zahl einer zusammenhängenden Lernse-
quenz  (KMK: „Lernfeld“) „durch 20 teil-
bar sein und in der Regel 80 Unterrichts-
stunden nicht überschreiten sollte“ (KMK, 
2000, S. 17);

	 sich einer anderen Terminologie bedienen, 
in der beispielsweise nicht von „Lernsitua-
tionen“, sondern von „Lerneinheiten“ die 
Rede ist.

Intention der  
Ausbildungsrichtlinien
Zentrale Intention der Richtlinien ist es, neu-
en gesellschaftlichen, gesundheitspolitischen 
und berufspädagogischen Anforderungen 
Rechnung zu tragen und dabei aktuelle ge-
sundheits- und pflegewissenschaftliche Er-
kenntnisse zu berücksichtigen.

Berücksichtigung neuer Anforde-
rungen an die Ausbildung in den 
Pflege- und Gesundheitsberufen
Hinsichtlich der neuen Ausbildungsanforde-
rungen weisen alle vier Richtlinien folgenden 
Konsens auf:
Infolge der soziodemografischen Entwick-
lung und des gewandelten Krankheitsspekt-
rums werden Angehörige der Pflege- und 
Gesundheitsberufe immer mehr mit älteren 
bzw. sehr alten – infolge des medizinischen 
Fortschritts aber auch mit sehr jungen (Früh-
geborene) – Menschen und solchen mit 
chronisch-degenerativen Erkrankungen kon-
frontiert. Insgesamt gilt jedoch für alle An-
gehörigen der Pflege- und Gesundheitsbe-
rufe, dass ihre derzeitige und zukünftige Kli-
entel, zu der auch die Angehörigen zählen, 
ein vorrangig auf Unterstützung und Beglei-
tung, Hilfe bei der Lebensbewältigung, För-
derung, Beratung und Anleitung ausgerich-
tetes professionelles Selbstverständnis und 
Handeln erfordert.
Mit dem Ausbau der Gesundheits- und Pfle-
gewissenschaften bildet sich eine interdiszip-
linär ausgerichtete Wissensbasis heraus, die 
Voraussetzung für und gleichzeitig Heraus-
forderung an entsprechendes professionelles 
Handeln ist. Ein solches lässt sich durch die 
Anwendung wissenschaftlichen Wissens in 
konkreten Situationen kennzeichnen. Dies-
bezüglich besteht breiter Konsens, dass An-
gehörige der Pflege- und Gesundheitsberufe 
zukünftig sehr viel mehr lernen müssen, sich 
einerseits wissenschaftliches Begründungs-

wissen anzueignen und dieses andererseits 
im Sinne hermeneutischen Fallverstehens an-
zuwenden.
Aus den veränderten Strukturen des Gesund-
heits- und Sozialwesens ergeben sich wei-
tere neue Anforderungen: Im Zusammen-
hang mit dem Grundsatz „ambulant vor sta-
tionär“ erhöhen sich auf der einen Seite die 
Anforderungen an eigenständiges, selbstver-
antwortliches Handeln der beruflichen Ak-
teure, auf der anderen Seite aber auch die 
an kooperierendes, interdisziplinäres Arbei-
ten. Die Ansprüche an die Qualitätsentwick-
lung und -sicherung gerade im Bereich inte-
grierter Gesundheitsversorgung steigen. 
Und nicht zuletzt wandeln sich auch aus be-
rufspädagogischer Sicht die Ausbildungsan
sprüche: In einer Gesellschaft, in der laufend 
und in immer kürzerer Zeit neues Wissen 
produziert wird, kann es nicht mehr darum 
gehen, die Lernenden mit möglichst viel De-
tailkenntnissen auszustatten. Stattdessen be-
darf es einer Bildung, die darauf abzielt, ih-
nen eine Schnittmenge aus berufsbezogenen 
und -übergreifenden Qualifikationen zu ver-
mitteln, die sie zur Bewältigung und Gestal-
tung sich wandelnder beruflicher Anforde-
rungen befähigt, und die gleichermaßen ih-
rer Persönlichkeitsentwicklung förderlich ist. 
Zusammengefasst liegen den vier Ausbil-
dungsrichtlinien übereinstimmend folgende 
Kernannahmen zugrunde: 
	 Das traditionell medizinisch-kurativ ausge-
richtete berufliche Selbstverständnis ist um 
die Vorstellung eines pflege- bzw. gesund-
heitsberuflichen Handelns zu erweitern, das 
verstärkt gesundheitsfördernde, präventive 
und rehabilitative – in der Gesundheits- und 
(Kinder-)Krankenpflege auch palliative – Di-
mensionen umschließt und die Selbststän-
digkeit und Selbstbestimmung der zu betreu-
enden Menschen betont.
	 Edukativen – also beratenden, anleitenden 
und/oder schulenden – Aufgaben ist in be-
sonderer Weise Rechnung zu tragen. Dies 
schließt eine entsprechende Förderung kom-
munikativer Kompetenzen ein.
	 Die Weiterentwicklung eigenständigen 
und eigenverantwortlichen professionellen 
Handelns – einschließlich seiner wissen-
schaftlichen Fundierung (Evidenzbasierung), 
hermeneutischen Orientierung und prozess-
haften Steuerung – ist von hoher Relevanz.
	 Intra- und interdisziplinäre Zusammenar-
beit – verbunden mit dem Erwerb von Koo-
perations- und Koordinationskompetenz – 
gewinnen angesichts zunehmender Komple-
xität in der Gesundheitsversorgung und der 
Entstehung von Netzwerken erheblich an Be-
deutung.
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	 Neben der Förderung berufsbezogener 
Kompetenzen nimmt die Persönlichkeitsbil-
dung bzw. berufsübergreifende Kompetenz-
förderung einen hohen Stellenwert ein.

Berücksichtigung gesundheits- 
und pflegewissenschaftlicher 
Erkenntnisse
Der Stellenwert gesundheits- und pflegewis-
senschaftlicher Erkenntnisse wird in den Aus-
bildungsrichtlinien konsensuell wie folgt cha-
rakterisiert:
Die Richtlinien orientieren sich aus zwei Grün-
den nicht an einer gesundheits- oder pflege-
wissenschaftlichen Theorie: Zum einen wäre 
es ein Widerspruch in sich, ein fächerintegra-
tiv aufgebautes Konzept nach der Systematik 
einer Fachwissenschaft zu strukturieren. Zum 
anderen ist es nicht im Sinne eines rationalen 
wissenschaftlichen Diskurses, wenn ein fach-
wissenschaftlicher Ansatz durch eine staat-
liche Ausbildungsrichtlinie besonders expo-
niert und ihm damit der Anschein „univer-
seller Gültigkeit“ verliehen würde.
Davon unbenommen sind Erkenntnisse aus 
den Gesundheits- bzw. Pflegewissenschaften 
sowie angrenzenden Disziplinen – also z. B. 
den Sozial-, Naturwissenschaften und der 
Medizin – selbstverständlich in die Ausbil-
dungsrichtlinien eingegangen. Die Ausein-
andersetzung mit theoretischen Ansätzen, 
Forschungsergebnissen, wissenschaftlichen 
Kontroversen und Fragestellungen bildete 
eine wichtige Grundlage für die Gewinnung, 
Auswahl und Formulierung von Richtlinien-
zielen und ‑inhalten. 
Im Einzelnen ist insbesondere auf folgende 
wissenschaftlich beleuchtete Dimensionen 
pflege- bzw. gesundheitsberuflichen Han-
delns Bezug genommen worden:

Pflege, Hebammenhilfe, Logopädie und Phy-
siotherapie als ...
	 persönliche Beziehung zwischen Profes-

sionellen, PatientInnen bzw. KlientInnen 
und sozialem Umfeld (interaktive Dimen-
sion);

	 „body to body“ Beziehung, als Tätigkeit 
mit unmittelbarem Körperkontakt (kör-
perlich-taktile Dimension);

	 Förderung von Selbständigkeit und Ge-
sundheitsressourcen, als Unterstützung 
bei der Bewältigung des Lebensalltags 
(existenzielle Dimension);

	 Arbeit mit technisch-instrumentellen, ap-
parativen Komponenten (technische Di-
mension)

	 Beratung und Anleitung (pädagogische 
Dimension);

	 Beruf in veränderten und sich verän-
dernden historisch-gesellschaftlichen Be-
dingungen (historisch-gesellschaftliche 
Dimension);

	 Beruf/Profession mit veränderten bzw. 
neuen Anforderungen, Aufgaben und 
Rollen (professionelle Dimension).

Didaktische Kernelemente 
der Ausbildungsrichtlinien

Auch bezüglich ihrer didaktischen Kernele-
mente – dem fächerintegrativen curricularen 
Aufbau, der kompetenzorientierten übergrei-
fenden Zielsetzung und der Lernprozessge-
staltung im Sinne einer „Ermöglichungsdi-
daktik“ – weisen die vier Richtlinien ein sehr 
hohes Maß an Übereinstimmung auf.

Fächerintegrativer  
curricularer Aufbau
Die Ausbildungsrichtlinien sind nicht wie bei 
traditionellen Lehrplänen nach einem Fä-
cherkanon aufgeschlüsselt, sondern nach fä-
cherintegrativen Lernbereichen bzw. Lern-
einheiten, die sich auf berufliche Handlungs-
felder bzw. Handlungssituationen beziehen. 
Dabei zielen sie nicht nur auf Qualifizierung 
im Sinne betrieblicher Verwertbarkeit ab, 
sondern gleichermaßen auf Allgemein- bzw. 
Persönlichkeitsbildung. In diesem Sinne set-
zen sich alle Ausbildungsrichtlinien aus vier 
fächerintegrativen Lernbereichen zusam-
men, die sich wiederum in unterschiedlich 
viele kleinere Lerneinheiten aufschlüsseln. 
Die Lernbereiche zeichnen sich in allen Richt-
linien durch folgende typische Grundintenti-
onen aus:

	 Der Lernbereich I „Berufliche Kernaufga
ben“ bezieht sich schwerpunktmäßig auf 
Aufgaben, von denen angenommen wird, 
dass sie gegenwärtig und zukünftig den Kern 
des jeweiligen pflege- bzw. gesundheitsbe-
ruflichen – also pflegerischen, peripartal ver-
sorgenden, logopädischen, physiotherapeu-
tischen – Handelns ausmachen.
	 Der Lernbereich II „Berufliches Handeln in 
komplexen Betreuungssituationen“ dient im 
Wesentlichen dazu, die im Lernbereich I ver-
mittelten Qualifikationen zu vertiefen und zu 
erweitern. Das heißt, die „beruflichen Kern-
aufgaben“ werden hier aus einem neuen 
Blickwinkel beleuchtet und um Besonder-
heiten ergänzt, die sich aus der Diagnostik 
und Therapie, aber auch Prävention, Rehabi-
litation, Beratung, integrierten und interdis-
ziplinär ausgerichteten Versorgung von aus-

gewählten Patienten- bzw. Klientengruppen 
ergeben.
	 Lernbereich III „Zielgruppen und Rahmen
bedingungen beruflicher Arbeit“: Steht in 
den Lernbereichen I und II das pflege- bzw. 
gesundheitsberufliche Handeln als solches 
im Mittelpunkt, so geht es hier um die mehr-
perspektivische Auseinandersetzung mit den 
Lebenssituationen unterschiedlicher pflege- 
bzw. gesundheitsberuflicher Adressatengrup-
pen sowie um strukturelle, institutionelle wie 
auch politische und rechtliche Fragen.
	 Im Lernbereich IV „Ausbildungs- und Be-
rufssituation der Berufsangehörigen“ rücken 
in Ergänzung zum klientelbezogenen Lern-
bereich III die Berufsangehörigen bzw. Aus-
zubildenden selbst in den Vordergrund. Zen-
trale Fragestellungen beziehen sich auf ihre 
Rolle als Lernende, als Angehörige einer be-
stimmten Berufsgruppe und als Arbeitneh-
merInnen. Des Weiteren werden hier As-
pekte der Psychohygiene bzw. persönlichen 
Gesunderhaltung beleuchtet.

Übergreifende Zielsetzung im 
Sinne von Kompetenzorientierung
In ihrer Zielsetzung orientieren sich alle vier 
Ausbildungsrichtlinien zentral am Konzept 
der Schlüsselqualifikationen bzw. an der von 
der Kultusministerkonferenz (2000) postu-
lierten Förderung von Handlungskompetenz. 
„Handlungskompetenz“ ist nach KMK defi-
niert als „die Bereitschaft und Fähigkeit des 
einzelnen, sich in beruflichen, gesellschaft-
lichen und privaten Situationen sachgerecht 
durchdacht sowie individuell und sozial ver-
antwortlich zu verhalten“ (ebd. 2000, S. 9). 
Die Zielkategorie der Schlüsselqualifikationen 
bzw. der Handlungskompetenz lässt sich in 
vier Dimensionen aufschlüsseln – fachliche, 
sozial-kommunikative, methodische und per-
sonale Kompetenz –, die in den Ausbildungs-
richtlinien übereinstimmend wie folgt ihren 
Niederschlag gefunden haben:
	 Fachliche Kompetenz: Hierzu zählt die 
Zielsetzung, sowohl ein professionelles 
Selbstverständnis aufzubauen als auch pro-
fessionsspezifische Handlungsfähigkeiten mit 
entsprechendem Kontextwissen zu vermit-
teln. Im Vordergrund steht hierbei, dass sich 
die SchülerInnen mit gezielt und exempla-
risch ausgewählten Wissenschaftsbeständen 
so auseinander setzen, dass ihnen ein Pra-
xistransfer im Sinne evidenzbasierten beruf-
lichen Handelns gelingt. 
	 Sozial-kommunikative Kompetenz: Ein 
zentrales Ziel der Entwicklung sozialer Kom-
petenz ist es, SchülerInnen in der Fähigkeit 
zu stärken, Beziehungen zu anderen Men-
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steuerten, aber auch (selbst-)reflexiven Ler-
nen eine sehr hohe Bedeutung zukommt. 
Formen bzw. Methoden sozialen, problemo-
rientierten, erfahrungsbezogenen und hand-
lungsorientierten Lernens werden in diesem 
Kontext zunehmend relevant.
	Ein fächerintegrativer Aufbau in Lernbe-
reiche mit vier charakteristischen thema-
tischen Schwerpunkten – I Berufliche Kern-
aufgaben, II Berufliches Handeln in komple-
xen Betreuungssituationen, III Zielgruppen 
und Rahmenbedingungen beruflicher Arbeit, 
IV Ausbildungs- und Berufssituation der Be-
rufsangehörigen – ist allen Richtlinien ge-
meinsam.
	Inhaltliche Parallelen gibt es insbesondere 
bei den Thematiken „Gesprächsführung, Be-
ratung und Anleitung“, „Planung, Organisa-
tion und Dokumentation“, „Rahmenbedin-
gungen beruflichen Handelns“, „Die Schü-
lerInnen als Lernende bzw. Auszubildende“, 
„Die SchülerInnen als Angehörige der Ge-
sundheits- und Pflegeberufe“. Die größten 
berufsspezifischen Unterschiede finden sich 
im Lernbereich „Berufliches Handeln in kom-
plexen Betreuungssituationen“.
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schen aufzubauen, zu halten und zu been-
den. In Bezug auf die kommunikative Kom-
petenz geht es vorrangig darum, die Schü-
lerInnen darin zu fördern, ihren eigenen 
Standpunkt zu artikulieren und argumentativ 
zu vertreten, Gedanken und Beobachtungen 
präzise mündlich und schriftlich wiederzuge-
ben sowie Gespräche gezielt zu initiieren, zu 
leiten und zu beenden.
	 Methodische Kompetenz: Um pflege- 
bzw. gesundheitsberufliche Arbeit als Pro-
zess planen, durchführen und evaluieren zu 
können, um die Qualität der erbrachten Leis-
tungen zu sichern und um Aufgaben im Rah-
men von interdisziplinärer Kooperation er-
füllen zu können, müssen die SchülerInnen 
in verschiedenen methodischen Fähigkeiten 
und Fertigkeiten gefördert werden. 
	 Personale Kompetenz: Ziel ist es, die Schü-
lerInnen hinsichtlich der sie erwartenden Be-
lastungen persönlich zu stärken. Pflege- bzw. 
gesundheitsberufliche Arbeit vollzieht sich 
in unmittelbarer Nähe zum Menschen. Und 
das bedeutet: Nähe zu einer Vielzahl körper-
licher, sozialer und emotionaler Problemla-
gen. Sich selbst darauf einlassen und gleich-
zeitig vor Belastungen schützen zu können, 
ohne den anderen zu einem „Routineobjekt“ 
werden zu lassen, ist ein zentraler Bestandteil 
personaler Kompetenz. 

Gestaltung von Lernprozessen 
im Sinne einer „Ermöglichungs-
didaktik“
In der Didaktik vollzieht sich gegenwärtig 
ein Paradigmenwechsel, der auf eine Abkehr 
vom lehrerzentrierten, nur auf Vermittlung 
von Fakten oder „trägem“ Wissen (Mandl et 
al. 1993) konzentrierten Vorgehen zielt. An 
Stelle der traditionellen „Erzeugungsdidaktik“ 
tritt die „Ermöglichungsdidaktik“ (vgl. Arnold 
& Schüßler, 2003). Bei letzterer wird davon 
ausgegangen, dass Lernen ein aktiver, nicht 
linearer, subjektiv determinierter Prozess ist, 
den ein/e Lehrer/in letztlich nur ermöglichen, 
nicht aber erzeugen kann, und bei dem der 
Selbststeuerung oder dem „Selbstlern-Ma-
nagement“ der Lernenden eine zentrale Be
deutung zukommt (vgl. Schüßler, 2003, 
S. 90; Kemper & Klein, 1998, S. 35). Im Sinne 
dieses Paradigmas werden in allen Ausbil-
dungsrichtlinien mehrere didaktisch-metho-
dische Ansätze empfohlen:

	 Soziales Lernen bedeutet, dass die Aus-
bildung als sozialer Erfahrungsraum be-
trachtet und gelebt wird. Hierzu zählt, dass 
zwischenmenschliche Konflikte frühzeitig 
zum Gegenstand gemeinsamer Reflexion ge-

macht werden. Zum sozialen Lernen gehört 
auch, dass die SchülerInnen Gelegenheit ha-
ben, sich an der Gestaltung ihrer Ausbildung 
mit zu beteiligen. 
	 Problemorientiertes Lernen: Charakte-
ristisch dafür ist, dass den Lernenden eine 
Problemaufgabe gestellt wird, die sie in 
kleineren Gruppen weitgehend selbststän-
dig bearbeiten. Eng verwandt mit dem pro-
blemorientierten Lernen ist das forschende 
Lernen. Hier geht es darum, dass die Schü-
lerInnen allein oder in Gruppen Fragen oder 
Hypothesen formulieren, die sie dann mittels 
unterschiedlicher Verfahren untersuchen.
	 Erfahrungsorientiertes Lernen setzt bei 
den subjektiven Erfahrungen der Lernenden 
an. Im Mittelpunkt steht die innere und äu-
ßere Haltung, die Menschen in sozialen Situ-
ationen zeigen. Ein weiteres Merkmal erfah-
rungsorientierten Lernens ist, dass alle Ler-
nenden ihre Erfahrungen einbringen sollen 
und können. 
	 Handlungsorientiertes Lernen (im enge-
ren Sinn): Charakteristische Merkmale hand-
lungsorientierten Lernens sind, dass die 
SchülerInnen zum selbstständigen Handeln 
ermuntert werden, dass sie mit „Kopf, Herz 
und Hand“ lernen, dass sie ein Handlungs-
produkt erstellen und dass das Lernen auch 
außerhalb der Schule erfolgen kann. 

Zusammenfasung
Zusammenfassend weisen die Richtlinien für 
die Kranken- und Kinderkrankenpflege, Heb-
ammen-, Logopädie- und Physiotherapie-
schulen in NRW im Blick auf zentrale berufs
pädagogisch-didaktische Elemente folgende 
Parallelen auf:

	Es besteht Konsens, dass die zukünftigen 
Ausbildungsanforderungen insbesondere in 
der Entwicklung eines professionellen, wis-
senschaftsbasierten Selbstverständnisses lie-
gen. Dabei nehmen eigenständiges und -ver
antwortliches berufliches Handeln, aber auch 
intra- und interdisziplinäre Kooperation so-
wie ein verstärkt gesundheitsfördernd-edu-
kativ ausgerichteter Aufgabenzuschnitt ei-
nen wachsenden Stellenwert ein.
	Um diesen Anforderungen gerecht zu 
werden, bedarf es nicht nur der Vermittlung 
fachlichen Wissens, sondern vielmehr der 
Förderung fachlicher, sozial-kommunikativer, 
methodischer und personaler Kompetenzen, 
die sowohl berufsspezifisch als auch berufsü-
bergreifend angelegt sind.
	Kompetenzförderung im eben genannten 
Sinne setzt eine veränderte Lehr- und Lern-
kultur voraus, bei der dem aktiven, selbstge-
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SUMMARY. Curriculum similarities of healthcare professions in Northrhine-Westfalia (Germany)

The Ministry of Labour, Health and Social Affairs (MAGS, Northrhine-Westfalia) issued curriculum regu- 
lations for schools of nursing and pediatric nursing first in 2003 and also for midwifery schools, schools of 
logopedy and physiotherapy in 2005. The author gives an outline of the curriculum background and deve-
lopment. She compares four concepts with regard to construction, intention and didactical features. She 
concludes that all of these concepts have more in common than she had expected.
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Die Kollegen der Aachener Logopädenlehr-
anstalt diskutierten den Auftrag des MAGS 
(Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales des Landes NRW) zur Erstellung neuer 
Ausbildungsrichtlinien für Logopädieschulen 
in NRW zunächst sehr kontrovers. Ist doch 
die RWTH Aachen der erste Ausbildungsort, 
an dem für Logopäden mit Fachschulausbil-
dung eine vollakademische Qualifikation (Di-
plom-Lehrlogopäde/-in) mit Berechtigung 
zur Dissertation angeboten wurde. Das Be-
streben der Aachener Kollegen ist – im Ein-
klang mit dem dbl – eine grundständige Aus-
bildung mit Bachelor- und Masterabschlüs-
sen für die Logopädie zu erreichen und somit 
ein gleichwertiges Qualifikationsniveau wie 
die übrigen sprachtherapeutischen Berufe, 
z.B. Sprachheilpädagogen, Sprachpatholo-
gen, klinische Linguisten und Sprechwissen-
schaftler zu erzielen. Damit wird auch eine 
Angleichung an Europäische Ausbildungs-
standards angestrebt.  

Zunächst steht dazu im Widerspruch, sich an 
der Weiterentwicklung schulischer Ausbil-
dung, aufbauend auf mittlerem Bildungsni-
veau zu beteiligen. Warum haben wir trotz-
dem diese Aufgabe übernommen?
Ein Argument war, dass die Ausbildungsricht-
linie nicht zu verhindern war, weil die Länder 
beauftragt sind, landesspezifische Richtlinien 
auf der Grundlage des Bundesgesetzes zu er-
stellen. Statt abzuwarten, was man uns vor-
setzt, wollten wir lieber selbst aktiv gestalten. 
Positiv war zudem, dass die didaktische Vor-
lage von Prof. Oelke (siehe Artikel) unseren 
Lehrkonzepten und -erfahrungen weitge-
hend entsprach, z.B. erfahrungs- und hand-
lungsorientiertes Lernen. Zudem bot sich die 
Chance, moderne didaktische Konzepte (z.B. 
problemorientiertes Lernen, modulares fä-
cherintegratives Lernkonzept) zu erproben 
und endlich von der traditionellen rein fä-
cherorientierten Ausbildung (LogAPrO) ab-
zugehen. 

Ein zweites wesentliches Argument war die 
Chance, Teile des modularen Konzeptes, wie 
es für die akademischen Studiengänge ge
plant ist, bereits in die Richtlinien aufzuneh-
men. Dies eröffnete die Möglichkeit, Fach-
schul- und Hochschulausbildung zu integrie-
ren, bzw. die akademische Ausbildungszeit 
zu verkürzen.  

Wie hoch ist das Ausmaß der  
Parallelität in der Ausbildung der  
Gesundheitsberufe?

Wie Frau Oelke ausführt, sei „die Schnittmen-
ge aller vier Konzepte (…) größer als erwartet, 
womit sich die These einer „gemeinsamen Di-
daktik Pflege-Therapie“ (…) stützen lässt.“  
(S. 32). Die Gemeinsamkeiten würden sich 
auf den formalen Aufbau, die Intention, die 
didaktische Kernelemente sowie auf die The-
menauswahl beziehen. Allerdings weist Oel-
ke darauf hin, dass es Unterschiede hinsicht-
lich Nuancierungen und inhaltlicher Schwer-
punktsetzung gebe, beispielsweise seien die 
berufsspezifischen Unterschiede am ausge-
prägtesten im Lernbereich „Berufliches Han-
deln in komplexen Betreuungssituationen“. 

Kommentar zum Beitrag von Prof. Oelke aus Sicht der Autoren und Autorinnen der 
„Empfehlenden Ausbildungsrichtlinien für staatlich anerkannte Logopädieschulen 
in Nordrhein-Westfalen – von Dr. Luise Springer und Hartmut Zückner.

Stellungnahme der Lehranstalt Aachen
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Uns erscheinen die angeführten Argumente 
bezogen auf den formalen Aufbau und die 
Intention, den neuen gesundheitspolitischen 
und berufspädagogischen Anforderungen zu 
entsprechen, nachvollziehbar. Dagegen ist 
nicht verwunderlich, wenn eine große Ver-
gleichbarkeit bei den didaktischen Kernele-
menten, Lernbereich I und den Lernberei-
chen III und IV deutlich wird, da diese für alle 
Ausbildungsberufe vom Ministerium zugrun-
de gelegt wurden. Hier bestätigt sich nur, 
dass die Autoren der Richtlinien aller Berufs-
gruppen das didaktische Konzept der Pflege-
berufe – wie vom MAGS vorgegeben – um-
setzten.
Aus unserer Sicht zeigen sich jedoch erheb-
liche  inhaltliche und quantitative Unterschie
de zwischen den Berufsausbildungen. Selbst 
bei ähnlichen Themenfeldern, wie „Ge-
spräche führen“, wird bei genauerer Betrach-
tung ersichtlich, dass es sich in der Logopä-
denausbildung um Grundlagen für die thera-
peutische Gesprächsführung handelt, die im 
Gegensatz zu den anderen Berufsgruppen zu 
den Methoden der logopädischen Therapie 
gehört. 

Eine weitere wesentlicher Differenz besteht 
in der unterschiedlichen Gewichtung von Di-
agnostik und Therapie. Sowohl bei den Kern-
aufgaben als auch im Lernbereich „Beruf-
liches Handeln“ IIa zeigt sich hinsichtlich Art 
und Umfang der Ausbildung in der Befunder-
hebung und Therapie eine deutlichere Spezi-
alisierung in der Logopädie: Gesamtstunden-
zahl im Lernbereich II: Logopädie 2 593 Ge-
samtstunden, Physiotherapie 1 350; Pflege 
500, Hebammen 451. Zudem wird auch am 
Stundenumfang deutlich, dass der logopä-
dischen Befunderhebung eine herausragende 
Bedeutung für die spätere Berufstätigkeit zu-
kommt. Des Weiterem thematisiert Oelke die 
Unterschiede der zugrunde liegenden Wis-
sensgebiete nicht ausreichend. So finden 
sich nur in der Logopädenausbildung – inte-
griert in die Lernbereiche I und II – sprech- 
und sprachwissenschaftliche Wissensgrund-
lagen, z.B. Phonetik, Linguistik, Psycholin-
guistik, Stimmbildung und Sprecherziehung. 
Hinzu kommen  Lehrinhalte aus der Sonder-
pädagogik und klinischen Psychologie, die 
für die logopädische Tätigkeit grundlegend 
sind. Aber selbst in den medizinischen Wis-

sensgrundlagen bestehen so große inhaltli
che Unterschiede, dass nicht von einer Paral
lelität der Ausbildungen verschiedener Pfle-
ge- und therapeutischer Berufe gesprochen 
werden kann. Durch eine rein oberflächliche 
Zuordnung von medizinischen und sozialwis-
senschaftlichen Inhalten werden wesentliche 
inhaltliche Differenzen zu anderen Gesund-
heitsberufen verschwiegen. Aber gerade hier 
zeigt sich die größere Nähe der Logopädie 
zu den akademischen sprachtherapeutischen 
Ausbildungen.  

Erhebliche  inhaltliche und quantitative 
Unterschiede

Zusammenfassend bestehen zwar Über-
schneidungen der Lerninhalte in den Ausbil-
dungsrichtlinien für Logopäden und anderen 
Pflege- und Gesundheitsberufen, aber auch 
wesentliche Unterschiede. Dagegen zeigt 
sich  in den Kernbereichen und im Lernbe-
reich „berufliches Handeln im komplexen Be-
treuungssituationen“ eine enge inhaltliche 
Parallelität mit den akademischen spracht-
herapeutischen Ausbildungen, die auch den 
beruflichen Anforderungen entspricht. 

Die dbl-Perspektive zum Artikel von Prof. Uta Oelke „Gemeinsamkeiten in den pflege- und ge-
sundheitspolitischen Ausbildungen in NRW” – von dbl-Präsidentin Dr. Monika Rausch.

Politik will die Fachschulausbildung  
zementieren – nicht nur in NRW

Der vorliegende Beitrag unternimmt den 
Versuch, einen Überblick über die Aktivi-
täten rundum die Ausbildungsrichtlinie NRW 
zu geben. Die Rahmenbedingungen für die 
Ausbildung und Berufsausübung von Logo-
pädInnen verändern sich fortlaufend. Und 
nur durch eine Vielzahl von Aktivitäten ist es 
möglich, dass der dbl rechtzeitig Stellung be-
ziehen und gleichzeitig aktiv Verbandsziele 
verfolgen kann. Aber nicht nur die Vielzahl 
von Einzelaktivitäten erschwert den Über-
blick, sondern auch, dass manchmal nur Ein-
zelaspekte bekannt werden, ergänzende Fak-
ten aber während eines Arbeitsprozesses hin-
ter den Kulissen bleiben. Deshalb wird  die 
Entwicklung hier noch einmal zusammenfas-
send dargestellt, damit Leserinnen und Le-
ser in der Lage sind, sich aus diesem Beitrag, 
dem Artikel von Prof. Uta Oelke und der Stel-
lungnahme von Dr. Luise Springer und Hart-
mut Zückner, ein eigenes Bild der Sachlage 
und der politischen Intentionen zu machen.
Die bildungspolitischen Bestrebungen der 

deutschen Bundesländer wie auch der Bun-
desregierung stehen den Bestrebungen des 
dbl diametral entgegen: Der dbl fordert die 
Akademisierung der Logopädie (eine zusam-
menfassende Darstellung findet sich in der 
Sonderausgabe „Beruf & Verband“ von Mai 
2003). 

Bildungspolitik ignoriert  
Argumente für Akademisierung

Zu den jüngsten Aktivitäten gehörte die Re-
solution von dbl und dbs (s. Forum Logopä-
die 1/2006), mit der die Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages von der Notwen-
digkeit einer Änderung des Berufsgesetzes 
der Logopäden überzeugt werden sollten. 
Gleichzeitig wurde – entsprechend hoch-
schulpolitischer Vorgaben – ein Modulkon-
zept für einen Studiengang Logopädie ent-
wickelt.  
Die Bildungspolitik aber ignoriert alle sach-
lichen Argumente für eine akademische 
Ausbildung und favorisiert die Fachschul-

ausbildung, die für die mittleren Bildungs-
abschlüsse offen bleiben soll. Schulische Be-
rufsausbildungen sollen die schrumpfende 
Anzahl von Ausbildungsplätzen in Handwerk 
und Industrie kompensieren. Hier unter-
nimmt die Politik einiges, um diese Position 
zu zementieren. Beispielsweise sollen Aus-
bildungsrichtlinien die Umsetzung der Logo-
päden-Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
(LogAPrO) auf Landesebene vorgeben und 
so die schulische Ausbildung noch detaillier-
ter festschreiben. 
In diesem Zusammenhang beauftragte das 
Landesgesundheitsministerium von NRW 
im Sommer 2005 die Logopädenlehranstalt 
der RWTH Aachen damit, eine bereits vor-
liegende Richtlinie für die Ausbildungen in 
der Pflege (Gesundheits- und Krankenpfle-
ge, Gesundheits- und Kinderkrankenpfle-
ge) an die Logopädieausbildung anzupas-
sen. Wohl wissend, dass Ausbildungsrichtli-
nien derzeit nicht zu verhindern sind, hat das 
Team der Aachener Lehranstalt in Absprache 
mit dem dbl die Chance ergriffen, die Aus-
bildungsrichtlinie so mitzugestalten, dass 
sie mit einem modularen Studiengangskon-
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zept kompatibel bleibt. Durch das modulare 
Konzept, das nun in der Richtlinie umgesetzt 
ist, bleibt es möglich, umschriebene Ausbil-
dungs-„Pakete“ (Module) für einen ebenfalls 
modularen Studiengang (s.o.) anzuerken-
nen. Damit konnte die Tür für eine mögliche 
Verzahnung von Fachschulausbildung und 
Hochschulstudium offengehalten werden.

Ausbildungsrichtlinien wollen Status 
als Assistenzberuf festigen

Wenn nun (im Artikel von Prof. Oelke) Ge-
meinsamkeiten zwischen den pflege- und 
gesundheitsberuflichen Ausbildungen kons-
tatiert werden sollen, dann muss dahinter 
die bildungspolitische Absicht vermutet wer-
den, alle nicht-ärztlichen Gesundheitsfachbe-
rufe (quer durch Pflege und Therapie) in der 
Struktur der Ausbildung zu vereinheitlichen 
und damit den Status als Assistenzberuf (im 
Gegensatz zum Arztberuf) zu festigen. Dabei 
wird offensichtlich nicht nach Inhalten der 
Ausbildung oder nach Berufsprofilen gefragt, 
sondern schematisch nach einheitlichen Vor-
gaben „gestrickt“, um anschließend die di-
daktischen Gemeinsamkeiten herauszustel-
len und implizit die Vergleichbarkeit der Be-
rufe zu begründen. Deshalb stellen Dr. Luise 

Springer und Hartmut Zückner in ihrer Stel-
lungnahme sehr zu Recht den Kreisschluss in 
der Argumentation von Prof. Oelke heraus: 
Wenn die didaktischen Kernelemente für alle 
Ausbildungen gleichermaßen vorgegeben 
werden, folgt notwendigerweise „eine große 
Schnittmenge der Konzepte“, hier hinsicht-
lich der didaktischen Kernelemente. 
Die Inhalte der Ausbildung und die Anforde-
rungen des Berufsprofils erfordern aber Un-
terschiede in der Gestaltung der Ausbildung 
der verschiedenen Gesundheitsfachberufe, 
darauf verweisen die von Springer und Zück-
ner herausgestellten Unterschiede zwischen 
den Richtlinien sehr deutlich. 
Zugegeben, die Logopädie ist ein vergleichs-
weise kleines Berufsfeld im Gesundheits-
wesen. Für die Politik wäre es erheblich 
einfacher, die kleine Gruppe der Logopä-
dieschüler einfach den zahlreichen Auszubil-
denden in Pflege, Physiotherapie und Heb-
ammenhilfe zuzuordnen. Wenn aber inhalt-
liche Unterschiede zwischen den Berufen auf 
so eklatante Weise ignoriert werden,  unter-
stützt die Politik die auch andernorts betrie-
benen Dequalifizierung der Logopädie und 
damit auch die Qualitätseinbußen in der Ver-
sorgung. 

Komplexität der Logopädie  
bekannter machen
Für den dbl ergibt sich daraus der nachdrück-
liche Auftrag, die unverzichtbaren Grundla-
gen beruflichen Handelns in den Neuro- und 
Kognitionswissenschaften, der Entwicklungs-
psychologie und anderen benachbarten Wis-
senschaftsdisziplinen bekannter zu machen. 
Es reicht offensichtlich nicht, wenn die Ver-
antwortlichen wissen, dass es Logopäden 
gibt, „Legopäden“ aber nicht. Die Inhalte 
und Wirkungsweisen therapeutischen Han-
delns, einschließlich der Wirksamkeitsnach-
weise, müssen noch viel bekannter werden, 
damit die Komplexität der Logopädie endlich 
verstanden und zwischen die der Linguistik, 
Psychologie und Medizin eingeordnet wird. 
Und das verlangt eine vergleichbare Ausbil-
dung, nämlich eine akademische.     




